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SPRUCH 

Es gibt keine uninteressanten Dinge, nur uninteressierte 

Leute. 

Gilbert Keith Chesterton; 1874 - 1936, englischer Schriftsteller und 

Dichter  

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Corona-Sonderzahlungen an Ar-
beitnehmer steuer- und sozial-
versicherungsfrei 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) räumt Arbeitgebern die 
Möglichkeit ein, ihren Beschäftigten Beihilfen und Unterstützun-
gen bis zu einem Betrag von 1.500 € im Jahr 2020 steuerfrei 
auszuzahlen oder als Sachleistungen zu gewähren. Erfasst wer-
den Sonderleistungen, die die Beschäftigten zwischen dem 
1.3.2020 und dem 31.12.2020 erhalten. 

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die Beihilfen und Unter-
stützungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
geleistet und die steuerfreien Leistungen im Lohnkonto aufge-
zeichnet werden. 

Vom Arbeitgeber geleistete Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld 
bzw. Zuschüsse, die der Arbeitgeber als Ausgleich zum Kurzar-
beitergeld wegen Überschreitens der Beitragsbemessungs-
grenze leistet, fallen nach Angaben des BMF nicht unter diese 
Steuerbefreiung. Andere Steuerbefreiungen und Bewertungser-
leichterungen bleiben hiervon unberührt. Die Beihilfen und Un-
terstützungen bleiben auch in der Sozialversicherung beitrags-
frei. 

 
 

  



Nachdem nicht nach Berufen getrennt werden kann, gilt die 
Steuerfreiheit für alle Zulagen bis insgesamt 1.500 € über dem 
vereinbarten Arbeitslohn, die zwischen dem 1.3.2020 und 
31.12.2020 ausbezahlt werden. 

Familienrecht/Erbrecht 
 
 
Kein familienrechtlicher Ausgleichsan-
spruch für Pflegekosten eines Elternteils 
  
In einem Fall aus der Praxis hatte ein Sohn eine Bürgschaft für 
die Pflegekosten der Mutter übernommen. Nach ihrem Tod ver-
langte er von seinem Bruder eine anteilige Kostenübernahme. 
Da unter Geschwistern keine Erstattungsansprüche von für die 
gemeinsame Mutter gezahlten Pflegekosten bestehen, blieb der 
bürgende Sohn an den Kosten hängen. 
 
Ein familienrechtlicher Ausgleichsanspruch wird lediglich für 
Fälle anerkannt, in denen ein Elternteil allein für den Unterhalt 
eines gemeinsamen ehelichen Kindes aufgekommen ist, ob-
wohl auch der andere Elternteil dem Kind unterhaltspflichtig 
war. Dieser Ausgleichsanspruch beruht auf der Unterhalts-
pflicht beider Eltern gegenüber ihrem Kind 
 
 

Sonstiges 
 
 

Vorteil für Bezieher einer Voll-

rente wegen Alters 
  

Altersvollrentner, die die Regelaltersgrenze noch nicht erreicht 
haben, müssen bei Ausübung einer Beschäftigung eine Hinzu-
verdienstgrenze von 6.300 € pro Kalenderjahr beachten. 
 
Die Hinzuverdienstgrenze hat der Gesetzgeber mit dem Sozial-
schutz-Paket für den Zeitraum vom 1.1.2020 bis 31.12.2020 
auf 44.590 € hochgesetzt. Jahreseinkünfte bis zu dieser Höhe 
führen somit nicht zu einer Kürzung einer vorgezogenen Alters-
rente. Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenzen gilt für Neu- 
und Bestandsrentner. Keine Änderungen gibt es hingegen bei 
den Hinzuverdienstregelungen für Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit und bei der Anrechnung von Einkommen auf 
Hinterbliebenenrenten. 


